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„Gateway of India“ – so nennt man den
Triumphbogen am Hafen von Mumbai,
dem fr�heren Bombay, durch den Genera-
tionen junger Engl�nder Indien betraten,
um das Land im Auftrag der britischen
Krone zu verwalten. Heute ist Indien An-
laufpunkt international t�tiger Unterneh-
mer und Manager, die in der schnell wach-

senden indischen Volkswirtschaft große
Gesch�ftschancen sehen.

Erst viele Jahre nach China hat sich Indien
gegen�ber der internationalen Wirtschaft
ge�ffnet. Nach der Beendigung der Kolo-
nialherrschaft bis zum Beginn der 1990er
Jahre verfolgte die indische Regierung
eine interventionistische Importsubstituti-
onspolitik, die Licence Permit Quota Raj,
die nahezu jede Art der Gesch�ftst�tigkeit
unter einen Genehmigungsvorbehalt stell-
te. Erst unter der F�hrung des heutigen Mi-
nisterpr�sidenten Manmohan Singh gelang
die Liberalisierung der Wirtschaft und die
�ffnung des Landes f�r umfangreiche aus-
l�ndische Direktinvestitionen im Rahmen
der reformorientierten New Industrial
Policy. Solche Direktinvestitionen sind
auch heute noch genehmigungspflichtig;
sie k�nnen allerdings meistens in einem
vereinfachten Genehmigungsverfahren
(Automatic Route) erlaubt werden. Mitt-
lerweile ist in vielen Wirtschaftsbereichen
die Gr�ndung einer zu 100 Prozent eigenen
Tochtergesellschaft ausl�ndischer Unter-
nehmen m�glich. Sogar in dem gegen aus-
l�ndische Konkurrenz besonders gesch�tz-
ten Einzelhandelssektor gibt es seit Kur-

zem Erleichterungen. Heute ist der direkte
Vertrieb von Produkten im indischen Ein-
zelhandel wenigstens im Einmarkenver-
trieb (Single Brand Retail) und dort mit 51-
prozentiger Beteiligung f�r Ausl�nder
m�glich. Dies ist einer der Gr�nde f�r den
Boom von Einkaufszentren mit sog. Single
Brand Shops.

Eine rechtsvergleichende Untersuchung
der wesentlichen wirtschaftlichen Praxis-
fragen (Podehl/Mathur/Agarwal, Praxis-
handbuch: Rechtsfragen des Indienge-
sch�fts, erscheint als RIW-Buch im Herbst
2007) zeigt, dass Indien mittlerweile �ber
eine moderne, liberale
Rechtsordnung verf�gt,
die in neuerer Zeit viele in-
ternationale (Rechts-)
Standards rezipiert hat,
etwa durch v�lkerrecht-
liche Vertr�ge unter F�h-
rung der Vereinten Natio-
nen und den Beitritt zur
WTO. Der schnelle Wan-
del der indischen Wirt-
schaftspolitik hat in großen
Teilen zu �nderungen des
Wirtschaftsrechts gef�hrt.
Dies gilt vor allem f�r die
eingangs genannten Rege-
lungen der ausl�ndischen
Direktinvestitionen, f�r
das Wettbewerbs- und Kartellrecht sowie
f�r den Schutz des geistigen Eigentums. So
wird gerade der �berkommene Monopo-
lies and Restrictive Trade Practices Act
(1969), durch den liberaleren Competition
Act (2002), schrittweise ersetzt. Der Angst
von ausl�ndischen Investoren, in Indien
Know-how-Verluste zu erleiden, wurde
vor allem durch den Beitritt des Landes zu
wichtigen internationalen Abkommen wie
dem TRIPS-Agreement und die Transfor-
mation in nationale Gesetze, z. B. in den
Patent Act (2005) begegnet. Eine weitge-
hende vertragliche Gestaltungsfreiheit ga-
rantiert das indische Zivilrecht, das – mit
Ausnahme des weiterhin traditionell durch
die jeweiligen Religionsgemeinschaften
gepr�gten Familien- und Erbrechts – auf
dem englischen Common Law und Geset-
zen aus der Zeit des kolonialen British In-
dia basiert. Der Kern des Vertrags- und Ge-
sellschaftsrechts ist f�r den international
interessierten europ�ischen Juristen daher

keine g�nzliche terra incognita, auch wenn
atypische Regelungen, z. B. bei Vertrags-
strafen, Wettbewerbsverboten und Form-
vorschriften, als Fallstricke lauern.

Dagegen hat sich, trotz des hohen Ver�nde-
rungsdruckes, das indische Arbeitsrecht
praktisch seit der Marktliberalisierung
nicht weiterentwickelt und verharrt in Un-
�bersichtlichkeit und �berregulierung.
Dies liegt wohl an der besonderen Politik-
n�he des Arbeitsrechts. Versuche, ein ein-
heitliches Arbeitsgesetzbuch zu schaffen,
sind – genauso wie in Deutschland – ge-
scheitert. Ausl�ufer der ehemals sehr
protektionistischen Wirtschaftspolitik fin-
den sich daneben noch in den Schutzvor-
schriften f�r indische Partner eines
internationalen Joint Ventures sowie bei
den Beschr�nkungen f�r Ausl�nder beim
Grundst�ckserwerb. Der Wechsel eines
Joint Venture-Partners ist nach wie vor oft-
mals nur schwer m�glich und mit recht-
lichen H�rden verbunden. Der Grund-
st�ckserwerb ist f�r nicht in Indien ans�ssi-
ge Ausl�nder nur �ber das Vehikel einer

indischen Besitzgesell-
schaft m�glich; Ausnah-
men gelten f�r Groß-
investoren.

Auch wenn Indien �ber
eine demokratische
rechtsstaatliche Verfas-
sung verf�gt, die den
internationalen Ver-
gleich nicht zu scheuen
braucht, besteht bei der
Transparenz und Effi-
zienz der Verwaltung
erhebliches Verbesse-
rungspotential. In vielen
F�llen besteht eine gro-
ße Diskrepanz zwischen

gesetzgeberischem Anspruch und der
Rechtswirklichkeit. Beispielsweise ist der
Verwaltungsrechtsschutz im Vergleich zu
Deutschland erheblich eingeschr�nkt, und
l�ngst nicht alle Akte der Verwaltung sind
richterlich �berpr�fbar. Auch bei der zivil-
rechtlichen Justizgew�hrung bestehen er-
hebliche M�ngel, denn Gerichtsverfahren
k�nnen aufgrund der schwachen personel-
len Ausstattung der Gerichte durchaus l�n-
ger als 10 Jahre dauern. Die eigentliche
rechtliche Herausforderung f�r das Indien-
gesch�ft liegt denn auch in einer Streit ver-
meidenden Vertragspraxis. Insgesamt be-
trachtet, verf�gt Indien jedoch �ber eine
�berschaubare Rechtsordnung, die durch-
aus als Standortvorteil im Vergleich zu
zahlreichen anderenSchwellenl�nderngel-
tenkann.

Rechtsanwalt Dr. J�rg Podehl,
D�sseldorf

„Gateway of India“ – erleichterte
ausl�ndische Direktinvestitionen
in Indien

Die wirtschaftliche
�ffnung Indiens
wird durch eine
�berschaubare
Rechtsordnung,
die durchaus als
Standortvorteil
gelten kann,
unterst�tzt
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